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Kollektive Verantwortung für den Klimaschutz 
Ivo Wallimann-Helmer 
ABSTRACT: In der gegebenen globalen Governance-Struktur stellen souveräne Einzelstaaten 
die zentralen kollektiven Akteure dar, die Verantwortung für einen zeitnahen und effektiven 
Klimaschutz übernehmen müssen. Dieser Aufsatz vertritt die These, dass die Differenzierung 
der Einzelstaaten zumutbaren Verantwortung für den Klimaschutz die Bedingungen berück-
sichtigen sollte, aufgrund derer sie als kollektiv-verantwortungsfähige Akteure verstanden wer-
den können. Dies gilt sowohl mit Blick auf ihre historische Verantwortung für die Verursa-
chung des Klimawandels als auch im Hinblick auf die Zukunft. Dabei ist für zeitnahen und 
effektiven Klimaschutz allerdings von zentraler Bedeutung, dass die Verantwortungsfähigkeit 
aller Mitgliedstaaten der UNFCCC erhalten bleibt, damit sie als kollektive Akteure ihren diffe-
renzierten Beitrag zum Klimaschutz leisten können. 
Der Klimawandel stellt eine strikt globale Herausforderung dar. Egal wo auf unserem Globus 
Emissionen ausgestossen werden, sie treffen alle Regionen und Menschen, am härtesten aber 
die Schwächsten und Verletzlichsten (Jamieson und Di Paola 2015; Shue 2015). Gleichzeitig 
ist der Klimawandel eine intergenerationelle Herausforderung. Die das Weltklima verändern-
den, seit der Industrialisierung stark angestiegenen Emissionen zeitigen bereits jetzt und noch 
stärker in Zukunft Schäden und Risiken. Die kurz- und mittelfristig erwarteten Schäden und 
Risiken lassen sich nicht mehr durch Emissionsreduktionen (Mitigation) verhindern. Die rele-
vanten Klimagase bleiben über sehr lange Zeit hinweg in der Atmosphäre und erhöhen die 
mittlere Erdtemperatur. Deshalb muss angemessener Klimaschutz kurz- und mittelfristig si-
cherstellen, dass Anpassungsmassnahmen (Adaptation) an die veränderten klimatischen Bedin-
gungen vorbereitet und möglich sind (Lukas Meyer und Roser 2007). Längerfristig sind als 
Klimaschutzmassnahme aber drastische Emissionsreduktionen notwendig. Nur so sind Ketten-
reaktionen vermeidbar, die mit grosser Wahrscheinlichkeit einen hohen Anstieg der mittleren 
Erdtemperatur nach sich ziehen (Clark et al. 2016; Fischlin 2009; Gesang 2012). Dieser käme 
weit über dem in Paris 2015 formulierten Ziel zu liegen, die Erderwärmung unter 2° Celsius im 
Vergleich zum vorindustriellen Zeitalter zu halten (United Nations 2015, Art. 2). 
So gesehen scheint die Menschheit als Gesamtes das relevante Kollektiv zu sein, das Verant-
wortung für den Klimaschutz übernehmen muss. Global gesehen betrifft die Verantwortung für 
den Klimaschutz alle Menschen, intergenerationell gesehen stehen alle Menschen spätestens 
seit der einsetzenden Industrialisierung in der Verantwortung. Für einen zeitnahen und effekti-
ven Klimaschutz muss man allerdings von der derzeit etablierten politischen Ordnung ausge-
hen; also von der gegebenen globalen Governance-Struktur mit souveränen Einzelstaaten und 
schwach ausgeprägten bzw. fehlenden globalen Institutionen. Deshalb nimmt dieser Aufsatz 
Staaten als die wichtigsten kollektiven Akteure in den Fokus, die Verantwortung für den Kli-
maschutz übernehmen müssen. Ich untersuche, welche Lasten einzelnen Staaten aufgebürdet 
werden dürfen, sollen sie als verantwortungsfähige, kollektive Akteure handlungsfähig bleiben, 
damit zeitnaher und effektiver Klimaschutz gewährleistet ist.  
Gemäss dem für die United Nations Framework Convention on Climate Change (UNFCCC) 
zentralen Prinzip der common but differentiated responsibilities tragen alle Staaten gemeinsam 
die Verantwortung für den Klimaschutz. Diese Verantwortung muss aber für jeden Mitglied-
staat der UNFCCC differenziert werden (United Nations 1992, Art. 3). In der internationalen 
Klimapolitik spielt für diese Differenzierung die historische Verantwortung der Industrienatio-
nen für die Verursachung des Klimawandels eine zentrale Rolle. Im Folgenden möchte ich zei-
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gen, dass für diese Differenzierung auch die einzelstaatliche Verantwortung gegenüber der Zu-
kunft wichtig ist. Der Hauptbeitrag dieses Aufsatzes besteht aber darin, einen anderen grundle-
genden Aspekt der UNFCCC zu beleuchten. Gemäss der UNFCCC bestehen die gemeinsamen 
aber unterschiedlichen Verantwortlichkeiten für den Klimaschutz in Abhängigkeit von den je-
weiligen staatlichen Möglichkeiten Massnahmen zu ergreifen (United Nations 1992, Art. 3). 
Ich zeige, dass das Verständnis von Staaten als kollektiv-verantwortungsfähigen Akteuren mit-
bestimmt, welche Lasten ihnen für den Klimaschutz zugemutet werden können.  
Selbstverständlich kann man gegen ein solches Vorgehen einwenden, dass eine globale Her-
ausforderung wie der Klimawandel globale Strukturen und Institutionen erfordere, weshalb den 
einzelnen Staaten weniger Gewicht zukommen sollte. Im Folgenden ersten Abschnitt liefere 
ich deshalb weitere Gründe, weshalb Staaten meiner Meinung nach die wichtigsten kollektiven 
Akteure für den Klimaschutz darstellen (1.). Sind Staaten die wichtigsten Akteure für den Kli-
maschutz, dann muss geklärt werden, inwiefern diese als verantwortungsfähige Kollektive ver-
standen werden können (2.). Vor diesem Hintergrund untersuche ich in einem dritten und vier-
ten Schritt, welche Verantwortung für den Klimaschutz einzelnen Staaten aufgrund ihres histo-
rischen Beitrags zum Klimawandel und mit Blick auf die Zukunft zugemutet werden kann (3. / 
4.). Aus dieser Untersuchung leitet sich ein Prinzip ab, das die einzelstaatliche Verantwortung 
für den Klimaschutz mit Blick auf die einzelstaatlich-kollektive Verantwortungsfähigkeit zu 
differenzieren erlaubt. Die Diskussion dieses Prinzips zeigt, dass dem Erhalt der Verantwor-
tungsfähigkeit aller Mitgliedstaaten der UNFCCC besonderes Gewicht zukommen sollte (5.). 
Abschliessend fasse ich die Ergebnisse meiner Analyse zusammen (6.). 
 
1. Staaten als wichtigste Akteure für den Klimaschutz 
Von der zeitlichen Dimension her beschränkt sich diese Untersuchung auf heute existierende 
und funktionsfähige Einzelstaaten. Nur Staaten können Verantwortung für den Klimaschutz 
übernehmen, die handlungsfähig sind. Durch Bürgerkriege, schwere Umweltkatastrophen oder 
nicht existente politische Strukturen in ihrer Handlungsfähigkeit eingeschränkte Staaten, kann 
man kaum als vollumfänglich verantwortungsfähige, kollektive Akteure bezeichnen. Darüber 
hinaus sind es einzig die heute Lebenden, die Massnahmen zugunsten des Klimaschutzes er-
greifen können. Deshalb ist das für den Klimaschutz als relevant zu betrachtende Kollektiv auf 
die heute Lebenden eingeschränkt. Die intergenerationelle Dimension des Klimawandels spielt 
für die Differenzierung der Verantwortlichkeiten für den Klimaschutz gleichwohl eine zentrale 
Rolle (Hayward 2012; Page 2008). Denn diese Differenzierung hängt wesentlich von dieser 
Dimension ab. Erstens, nicht alle heute existierenden und funktionsfähigen Staaten haben in 
der Vergangenheit in gleicher Weise zum Klimawandel beigetragen und davon profitiert (Lukas 
H. Meyer 2010). Zweitens, die Ansprüche zukünftiger Generationen definieren, was heute zu-
gunsten des Klimaschutzes unternommen werden muss (Roser und Seidel 2013; Lukas Meyer 
und Roser 2007). Dabei sind diese Ansprüche zukünftiger Generationen allerdings nicht unbe-
dingt in allen Staaten gleich. Entsprechend ist es sinnvoll, die Verantwortlichkeiten für den 
Klimaschutz nach Staaten sowohl mit Blick auf die Vergangenheit als auch mit Blick auf die 
Zukunft zu differenzieren. 
Selbst wenn man dieser Argumentation zustimmt, kann man anzweifeln, dass Staaten die wich-
tigsten Akteure darstellen, die Verantwortung für den Klimaschutz übernehmen müssen. Auf 
der einen Seite kann behauptet werden, dass die Durchsetzung und Überwachung der so diffe-
renzierten Verantwortlichkeiten globale Strukturen und Institutionen nötig machen. Aufgrund 
seiner globalen Dimension erfordert der Klimawandel ein globales Regime.1 Auf der anderen 
                                                          
1 Für zwei konkrete politische Vorschläge für ein globales Klimaregime siehe z.B. Paulini (2009) oder (Müller 
2009). 
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Seite mag es einleuchtender erscheinen, die Verantwortung für den Klimaschutz nicht nach 
einzelstaatlichem Beitrag zum Klimawandel zu differenzieren sondern gemäss den Emissionen, 
die Individuen oder sonstige relevante Akteure wie Unternehmen verursachen (Baatz 2014; 
Caney 2005a; Müller 2009). Die Höhe der Emissionen dieser Akteure ist unabhängig von 
Staatsgrenzen. In jedem Land gibt es Akteure mit hohen und solche mit niedrigen Emissionen. 
Individuen und insbesondere Unternehmen sind über Staatsgrenzen hinweg tätig. Im Prinzip 
stimme ich diesen beiden Einwänden zu. Eine ideale Theorie der Verantwortung für den Kli-
maschutz sollte sie berücksichtigen und integrieren. Diese beiden Einwände übersehen aber 
zwei wesentliche Schwierigkeiten.  
Auf der einen Seite sind Individuen und zum Teil auch Unternehmen tendenziell epistemisch 
überfordert, wenn es darum geht, das eigene Handeln in klimaneutralen Bahnen zu lenken. 
Hierfür wäre das Sammeln und Nachvollziehen viel zu vieler, hochkomplexer Informationen 
notwendig, nur um einzelne Entscheidungsalternativen als klimaneutral einzuschätzen. Insbe-
sondere von Individuen kann man kaum verlangen, dass sie ohne Unterstützung bei jeder all-
täglichen Entscheidung darauf bedacht sind, dass diese klimaneutral ausfällt (S. Miller 2011; 
Roser und Seidel 2013). Gleichzeitig kann man zwar aus globaler Perspektive im Grundsatz 
klären, wie hoch die durchschnittlichen Emissionsreduktionen einzelner Individuen oder Un-
ternehmen in bestimmten Weltregionen sein sollten. Da deren Emissionsverhalten aber stark 
von lokalen Umständen und staatlichen Rahmenbedingungen abhängt, müssen die ihnen zu-
mutbaren Klimaschutzlasten relativ zu diesen Umständen definiert und politisch durchgesetzt 
werden können (D. Miller 2008).  
Gegeben die aktuelle globale Governance-Struktur spielen Staaten in beiden Fällen eine zent-
rale Rolle, weil sie im Rahmen ihrer Gesetzgebung die Obergrenzen von erlaubtem Emissions-
ausstoss definieren können. Dies kann beispielsweise mit Hilfe von Lenkungsabgaben, Steuer-
forderungen oder der Ausgabe von Emissionszertifikaten geschehen. In all diesen Fällen stellt 
ein Staat seinen Bürgerinnen und Bürgern sowie den auf seinem Territorium angesiedelten Un-
ternehmen indirekt Informationen über die Klimaneutralität ihres Verhaltens zur Verfügung 
(Leist 2012). Gleichzeitig fliessen bei der Implementierung dieser politischen Instrumente auch 
Einschätzungen darüber ein, welche Emissionsreduktionen in einem bestimmten Staat als zu-
mutbar gelten können (Baatz 2014). Diese beiden Überlegungen sprechen zwar nicht gegen die 
globale Festlegung und allenfalls Durchsetzung einzelstaatlicher Klimaschutzverantwortlich-
keiten. Doch sie sprechen dafür, den Einzelstaaten ausreichend Spielraum zu lassen, um Kli-
maschutzforderungen nach ihrem Gutdünken zu implementieren. Ansonsten bestünde kein aus-
reichender politischer Handlungsspielraum, um die einzelstaatlichen Umstände bei der Umset-
zung von Klimaschutzmassnahmen angemessen zu berücksichtigen. Deshalb sollte die einzel-
staatliche Souveränität im Rahmen eines globalen Klimaregimes nicht unnötig eingeschränkt 
werden. 
Dieses letzte Argument wird noch durch eine weitere, für die folgende Argumentation zentrale 
Überlegung gestärkt. Aufgrund der Dringlichkeit des Klimaschutzes sind innerhalb eines ziem-
lich kurzen Zeitfensters zeitnah effektive Massnahmen notwendig (Clark et al. 2016). Zeitnahe 
politische Massnahmen sind aber nur innerhalb der derzeit etablierten globalen Governance-
Struktur möglich. So ineffektiv diese globale Governance-Struktur auch sein mag, sie stellt 
doch Strukturen bereit, die ein effektives Handeln zugunsten eines zeitnahen Klimaschutzes 
ermöglichen. Eine zu stark eingeschränkte staatliche Souveränität zugunsten eines globalen 
Klimaregimes läuft demgegenüber Gefahr, die Effektivität dieses Systems empfindlich zu ge-
fährden. Denn viele Staaten werden kaum bereit sein, zuviel ihrer Souveränität zugunsten eines 
globalen Klimaregimes aufzugeben (D. Miller 2008). Ich folge hier deshalb Beckman, der be-
hauptet, dass das onus probandi eher auf Seiten derjenigen zu sehen ist, die zugunsten des Kli-
maschutzes die einzelstaatliche Souveränität einschränken oder sogar aufheben wollen statt 
umgekehrt (Beckman 2008). 
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Vor dem Hintergrund der hier aufgeführten Gründe erscheint es sinnvoll, zunächst die zumut-
baren einzelstaatlichen Verantwortlichkeiten für den Klimaschutz zu klären; die Möglichkeit 
und Notwendigkeit eines idealen globalen Klimaregimes in Zukunft bleibt davon unbenommen 
(Caney 2005b; Caney 2011; Thompson 1999). Darüber hinaus entspricht dieser Fokus der gän-
gigen Praxis der internationalen Klimapolitik. Gemäss dem bereits erwähnten Prinzip der com-
mon but differentiated responsibilities tragen alle Staaten eine gemeinsame Verantwortung für 
den Klimaschutz. Diese Verantwortung muss aber aufgrund der historischen Verantwortung für 
die Verursachung des Klimawandels und allenfalls den einzelstaatlich unterschiedlichen Ver-
antwortlichkeiten gegenüber der Zukunft differenziert werden. Für einen zeitnahen und effek-
tiven Klimaschutz im Rahmen der gegebenen globalen Governance-Struktur ist zudem zu be-
denken, dass Staaten als kollektive Akteure trotz Lasten für den Klimaschutz handlungsfähig 
bleiben. Handlungsfähig bleiben sie dann, wenn sie ihren Status als verantwortungsfähige, kol-
lektive Akteure nicht verlieren. Dies heisst insbesondere auch, dass sie in angemessener Weise 
souverän bleiben sollten. 
 
2. Staaten als verantwortungsfähige Kollektive 
Um allerdings erfassen zu können, unter welchen Bedingungen Staaten ihren Status als verant-
wortungsfähige, kollektive Akteure verlieren können, muss klar sein, inwiefern Staaten über-
haupt als kollektive Akteure gesehen werden können. Grundsätzlich gelten Kollektive in der 
Debatte nur unter der Bedingung als verantwortungsfähig, dass sie unabhängig von ihren kon-
kreten Mitgliedern Bestand haben und über eine gewisse Organisationsstruktur verfügen. Denn 
nur unter diesen Bedingungen scheint es sinnvoll von einer Ansammlung von Individuen als 
handlungsfähigem Kollektiv zu sprechen, das Verantwortung für die Konsequenzen seines 
Handelns tragen kann und muss (French 1984). In der Wirtschaftsethik wird seit längerem die 
Frage diskutiert, inwiefern Unternehmen als verantwortungsfähige kollektive Akteure angese-
hen werden können (French 1979; French 1984; Neuhäuser 2011; Werhane 1985; Velasquez 
1983). Da Staaten analog zu Unternehmen ebenfalls unabhängig von ihren konkreten Mitglie-
dern Bestand haben und über Organisationsstrukturen verfügen, werden in der Debatte Überle-
gungen zur Unternehmensverantwortung auch auf Staaten übertragen. Diese Vorschläge zur 
Übertragung von Konzepten der Unternehmensverantwortung auf Staaten mache ich mir für 
die folgenden Überlegungen zunutze. Dabei finden sich in der Debatte um die Verantwortung 
um Staaten analog zur Debatte um Unternehmensverantwortung zwei prominente Perspektiven 
staatlich-kollektiver Verantwortung: i.) Gemäss der ersten Perspektive können Staaten wie Per-
sonen Verantwortung tragen. ii.) Gemäss der zweiten Perspektive sind Staaten nur deshalb ver-
antwortungsfähig, weil ihnen Verantwortung zugeschrieben wird.2 
i.) Die erste Perspektive kollektiver Verantwortung geht davon aus, dass Staaten genauso wie 
Unternehmen nur dann als kollektiv-verantwortungsfähige Akteure gelten können, wenn sie im 
Rahmen klar definierter Organisationsstrukturen Entscheidungen hervorbringen und umsetzen 
können (Erskine 2001; Stilz 2011; Pasternak 2013). Gemäss dieser Perspektive sind kollektive 
Akteure als nicht-natürliche Personen anzusehen, die vermittelst ihrer Organisationsstrukturen 
und den darin eingebundenen Individuen Intentionen ausbilden, Wissen generieren sowie Ent-
scheidungen fällen und umsetzen können. Sie können deshalb wie Personen handeln und Ver-
antwortung übernehmen (French 1984). Die erste Perspektive staatlich-kollektiver Verantwor-
                                                          
2 Diese Gegenüberstellung von zwei ausschliesslichen Perspektiven staatlich-kollektiver Verantwortung ist si-
cherlich stark vereinfachend und schematisch. Insbesondere auf vertragstheoretischen Rechtfertigungsfiguren 
oder auf Autorisierungsargumenten basierende Konzeptionen von Staaten als kollektiven Akteuren wären eben-
falls zu nennen. Soweit ich sehe, stellen diese Sichtweisen allerdings in ihrer je eigenen Form eine Kombination 
der beiden erwähnten Perspektiven kollektiver Verantwortung dar. Erhellend in dieser Hinsicht sind (Parrish 
2009; Stilz 2011). 
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tung setzt deshalb für die Verantwortungsfähigkeit von Staaten voraus, dass diese über funkti-
onierende Organisationsstrukturen verfügen, die erlauben, politische Entscheide zu fällen und 
umzusetzen. Ist dies nicht der Fall, dann kann einem Staat gemäss dieser ersten Perspektive 
keine Handlungs- und Verantwortungsfähigkeit zukommen. 
ii.) Im Gegensatz hierzu geht die zweite Perspektive staatlich-kollektiver Verantwortung davon 
aus, dass Staaten in erster Linie deshalb verantwortungsfähige Akteure sind, weil ihnen Ver-
antwortung zugeschrieben wird (D. Miller 2004; Stilz 2011; Jubb 2014). Denn gemäss dieser 
Perspektive ist relevant, dass politisches Verhalten Auswirkungen nach innen und aussen zei-
tigt, weshalb Staaten auch (moralische) Rechte und Pflichten zukommen. Gemäss der zweiten 
Perspektive sind kollektive Akteure nur in abgeleitetem Sinn Personen, weil ihnen der Status 
als Akteure entweder extern oder durch ihre Mitglieder zugeschrieben wird (Neuhäuser 2011). 
Die internationale Staatengemeinschaft weist Staaten die Verantwortung für ihr Handeln im 
Rahmen internationaler Abkommen zu. Bürgerinnen und Bürger sehen ihren Staat in der Ver-
antwortung bestimmte Ziele zu realisieren und die Verantwortung für gewisse (vergangene) 
Missstände zu übernehmen. Entsprechend sind aus Sicht dieser Perspektive kollektiver Verant-
wortung für die Verantwortungsfähigkeit funktionierende Organisationsstrukturen weniger re-
levant. Das Fortbestehen der internen und externen Verantwortungszuschreibung ist ausrei-
chend. 
Meiner Meinung nach sind bei der Übertragung von Überlegungen zur Unternehmensverant-
wortung auf Staaten allerdings zumindest die folgenden zwei wesentliche Unterschiede zwi-
schen Unternehmen und Staaten zu berücksichtigen (Wall 2001; Pasternak 2013). Auf der einen 
Seite können Mitarbeitende ein Unternehmen ohne weiteres verlassen und treten diesem in den 
allermeisten Fällen freiwillig bei. Bürgerinnen und Bürger sind demgegenüber meist unfreiwil-
lig Mitglied eines Staates und können, wenn überhaupt, einen Staat als Mitglied nur unter hohen 
Kosten verlassen oder diesem beitreten. Auf der anderen Seite können Staaten ihre Verantwor-
tung nur wahrnehmen, wenn sie die ihnen auferlegten Lasten an ihre Bürgerinnen und Bürger 
weitergeben. Gesetze zugunsten des Klimaschutzes sind aller Wahrscheinlichkeit nach frei-
heitseinschränkend. Das Kapital zur Begleichung ihrer Klimaschutzlasten können Staaten an-
ders als Unternehmen nicht durch den Kauf und Verkauf von Gütern im freien Markt generie-
ren, sondern nur durch das Erheben von Steuern.  
Es ist deshalb von zentraler Bedeutung zu klären, welche Rolle Bürgerinnen und Bürger für die 
Möglichkeit von staatlich-kollektiver Verantwortungsfähigkeit spielen, damit Staaten über-
haupt als kollektive Akteure gelten und handlungsfähig bleiben können. Denn meiner Meinung 
nach existiert die plausible Gefahr, dass Staaten ihre Handlungsfähigkeit zu verlieren drohen, 
wenn ihre Verantwortungsübernahme von ihren Mitgliedern nicht ausreichend unterstützt wird. 
Politische Pattsituationen und Blockaden sind dabei die am wenigsten schwerwiegenden Fol-
gen. Landesweite Proteste, Krawalle oder sogar Bürgerkriege wären verheerender. Beides ist 
in mehr oder weniger drastischer Weise einem zeitnahen und effektiven Klimaschutz abträg-
lich, weil es die staatliche Handlungsfähigkeit und damit die Verantwortungsübernahme er-
schwert oder gar verunmöglicht. Je nachdem allerdings welche der beiden Perspektiven kollek-
tiver Verantwortung Staaten zu kollektiven Akteuren macht, gelten andere Bedingungen für die 
Einbindung ihrer Bürgerinnen und Bürger damit staatlich-kollektive Verantwortung überhaupt 
möglich ist.  
i.) Im Fall der ersten Perspektive sollten Bürgerinnen und Bürger im Rahmen von Organisati-
onsstrukturen angemessenen Einfluss auf das staatliche Handeln nehmen können (Pasternak 
2013). ii.) Im Fall der zweiten Perspektive ist demgegenüber eher relevant, dass die globale 
Staatengemeinschaft einen Staat als verantwortungsfähigen Akteur anerkennt und dass sich 
dessen Bürgerinnen und Bürger mit ihm als kollektiv-verantwortlichen Akteur identifizieren 
können (Jubb 2014). Entsprechend ist die Garantie angemessener Mitbestimmung im demokra-
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tischen Sinn nur bezüglich der ersten Perspektive kollektiver Verantwortung eine zentrale Vo-
raussetzung für die Verantwortungsfähigkeit von Staaten. Im Fall der zweiten Perspektive ist 
staatliche Verantwortungsfähigkeit auch dann gegeben, wenn die internationale Staatengemein-
schaft diese Verantwortung zuschreibt und wenn sich Bürgerinnen und Bürger mit ihrem Staat 
und dessen Entscheidungen ausreichend identifizieren. Die Möglichkeit einer direkten Ein-
flussnahme auf das staatliche Handeln hat demgegenüber weniger Bedeutung.3 
Aus Sicht der Demokratietheorie wird die erste Perspektive kollektiver Verantwortung bevor-
zugt, weil sie erlaubt, die Verantwortungsfähigkeit von Staaten davon abhängig zu machen, ob 
ihre Bürgerinnen und Bürger über die Möglichkeit verfügten, angemessen über die politischen 
Geschicke ihres Staates mitzubestimmen (Stilz 2011; Beckman 2012). Doch nicht alle Staaten 
sind Demokratien und die partizipative Mitbestimmung in politischen Entscheidungen hat nicht 
in allen Demokratien gleiches Gewicht. Darüber hinaus ist es unplausibel anzunehmen, dass 
die Verantwortungsfähigkeit von Staaten einzig durch die angemessene Beteiligung aller Bür-
gerinnen und Bürger oder einzig durch deren Identifikation mit dem staatlichen Handeln kon-
stituiert wird. Deshalb scheint eine angemessene Konzeption von Staaten als kollektiven Akt-
euren bis zu einem gewissen Grad beide Perspektiven staatlich-kollektiver Verantwortung auf-
nehmen zu müssen (Parrish 2009).  
Da sich Staaten zudem über lange historische Entwicklungen hinweg etablieren, wage ich die 
sozialontologische These, dass deren Verantwortungsfähigkeit stark vom historisch entwickel-
ten Selbstverständnis als kollektivem Akteur abhängt (Hampton 1997; Beckman 2012; Walli-
mann-Helmer 2013; 2015). Denn aller Wahrscheinlichkeit nach werden Bürgerinnen und Bür-
ger nur bereit sein, die Verantwortungsübernahme ihres Staates zu unterstützen soweit diese 
mit dem historisch entwickelten Selbstverständnis dessen vereinbar ist, inwiefern sie ihren Staat 
als kollektiv-verantwortungsfähigen Akteur verstehen. Dies bedingt zentralerweise, dass die 
Bürgerinnen und Bürger in derjenigen Rolle in die Verantwortungsübernahme ihres Staates 
eingebunden sind, wie sie dies gemäss dem historisch entwickelten Selbstverständnis von ihrem 
Staat als verantwortungsfähigen Akteur erwarten würden.  
Aus diesem Grund stellt diese Untersuchung in erster Linie eine Auseinandersetzung mit der 
Frage dar, welche Verantwortung für den Klimaschutz Staaten zugemutet werden kann, sollen 
sie als kollektive Akteure handlungsfähig bleiben. Ihnen kann nur diejenige Verantwortung zu-
gemutet werden, die das im Laufe ihrer Geschichte entwickelte Selbstverständnis als verant-
wortungsfähige Akteure nicht untergräbt. Untergraben ist dieses Selbstverständnis dann, wenn 
sich die Bürgerinnen und Bürger eines Staates um die Rolle gebracht sehen, die ihnen gemäss 
der historischen Entwicklung des Selbstverständnisses der Verantwortungsfähigkeit ihres Staa-
tes zustehen sollte. Dabei ist wichtig zu bedenken, dass auch das historisch entwickelte Selbst-
verständnis staatlicher Verantwortungsfähigkeit mit grosser Wahrscheinlichkeit bis zu einem 
gewissen Grad beide Perspektiven kollektiver Verantwortung integriert. Denn historische Ent-
wicklungen laufen kaum darauf hinaus, dass eine der beiden Perspektiven kollektiver Verant-
wortung in Reinform etabliert wird. 
Die folgenden beiden Abschnitte zeigen, welche Auswirkungen die beiden Perspektiven kol-
lektiver Verantwortung für die einzelnen Staaten zumutbare Verantwortung für den Klima-
schutz mit Blick auf die historische Verantwortung für die Verursachung des Klimawandels 
und deren Zukunftsverantwortung haben. Daraus lässt sich ableiten, wie die Verantwortung für 
den Klimaschutz für heute existierende und funktionsfähige Staaten differenziert werden muss, 
                                                          
3 Auch diese Gegenüberstellung des Einbezugs von Bürgerinnen und Bürgern für die Möglichkeit staatlich-kol-
lektiver Verantwortung ist angesichts der weit verzweigten Debatte um Bürgerrechte und –pflichten stark verein-
fachend (Klosko 2004). Für die Zwecke der folgenden Diskussion scheinen mir die sich aus den beiden genann-
ten Perspektiven kollektiver Verantwortung direkt ergebenden Bedingungen für den Einbezug von Bürgerinnen 
und Bürgern für die Möglichkeit von staatlich-kollektiver Verantwortung aber die beiden zentralen Unterschei-
dungen. 
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sollen sie zugunsten eines effektiven und zeitnahen Klimaschutzes handlungsfähig bleiben. Je 
nachdem zu welchem Grad die beiden Perspektiven kollektiver Verantwortung für das histo-
risch entwickelte Selbstverständnis der Verantwortungsfähigkeit eines Staats relevant sind, fällt 
die zumutbare Verantwortung für den Klimaschutz mehr oder weniger gewichtig aus. 
 
3. Staatlich-historische Verantwortung 
Die entwickelten Industrienationen werden im Rahmen der UNFCCC als diejenigen Staaten 
gesehen, die die Vorreiterrolle für den Klimaschutz übernehmen sollten. Diese Forderung kann 
damit gerechtfertigt werden, dass die Industrienationen in der Vergangenheit mehr zum Klima-
wandel beigetragen haben als Entwicklungs- und Schwellenländer (United Nations 1992, Art. 
3). Oder anders gesagt, weil die entwickelten Industrienationen die „Sauerei“ produziert haben, 
müssen sie dafür gerade stehen (Shue 1999). Es gibt eine Reihe von Schwierigkeiten, die mit 
dieser vereinfachenden Rechtfertigung einhergehen, dass den Industrienationen eine grössere 
Verantwortung für den Klimaschutz zukommt. 
Betrachtet man einen Akteur als verantwortungsfähig, dann muss er, wie im letzten Abschnitt 
erwähnt, folgende Bedingungen erfüllen. Ein Akteur muss Intentionen ausbilden, Wissen ge-
nerieren, Entscheidungen fällen und diese umsetzen können. Ebenso muss der Akteur, dem 
Verantwortung für einen Zustand zugeschrieben wird, derselbe sein, der diesen Zustand her-
vorgebracht hat. Jemanden vollumfänglich für eine „Sauerei“ verantwortlich zu machen, die er 
weder verhindern konnte noch wissentlich angerichtet hat, scheint hochgradig unfair. Vor dem 
Hintergrund dieser beiden Schwierigkeiten wurde deshalb behauptet, dass heute lebende Mit-
glieder von Industrienationen nicht deshalb die Verantwortung für den vollen historischen Bei-
trag ihres Staates zum Klimawandel zukommt, weil sie selbst dazu beigetragen haben. Vielmehr 
müssen sie für diesen Beitrag Verantwortung übernehmen, weil sie von vergangenen Emissio-
nen profitieren (Gosseries 2004; Page 2008; Baatz 2013). Industrienationen und ihre Mitglieder 
werden deshalb in der grösseren Verantwortung für den Klimaschutz gesehen, weil sie aufgrund 
vergangener Emission bevorteilt sind. 
Mit Blick auf Staaten als kollektiv-verantwortungsfähige Akteure spielen diese Überlegungen 
eine zentrale Rolle. Je nachdem zu welchem Grad die beiden Perspektiven kollektiver Verant-
wortung einen Staat zu einem kollektiven Akteur machen, kann einem solchen mehr oder we-
niger Verantwortung für die historische Verursachung des Klimawandels zugeschrieben wer-
den. Entwickelten Industrienationen kann dabei sicherlich keine Verantwortung für vergangene 
Emissionen zukommen, weil sie diese mit der Intention produziert hätten, Klimaschäden zu 
verursachen. Vielmehr ist die Produktion von Emissionen ein Nebenprodukt der Sicherung und 
Steigerung von Wohlfahrt (Roser und Seidel 2013). Gleichzeitig sind auch diejenigen Staaten 
klar von ihrer historischen Verantwortung für vergangene Emissionen entlastbar, die zum Zeit-
punkt der vergangenen Emissionsproduktion nicht fähig waren, politische Entscheide umzuset-
zen. Dies ist bei Staaten dann der Fall, wenn sie während einer gewissen Zeit über keine funk-
tionierenden Organisationsstrukturen verfügten. 
i.) Zwei Schwierigkeiten der einfachen Rechtfertigung historischer Verantwortung für den Kli-
maschutz sind mit Blick auf die erste Perspektive staatlich-kollektiver Verantwortung von Be-
deutung. Gemäss dieser Perspektive sind Staaten wie Personen anzusehen. Sie können aufgrund 
ihrer Organisationsstruktur wie Personen handeln und müssen deshalb genauso wie Personen 
die Verantwortung für die von ihnen verursachten Missstände übernehmen. Damit einem Ak-
teur aber in vollem Masse die Verantwortung für sein Handeln zugeschrieben werden kann, 
muss er Kenntnis der Folgen seines Tuns haben. Ein allgemeines Verständnis der anthropoge-
nen (menschengemachten) Verursachung des Klimawandels entwickelte sich allerdings erst im 
Laufe des 20. Jahrhunderts. In der wissenschaftlichen und politischen Öffentlichkeit fand diese 
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Erkenntnis erstmals breiten Niederschlag mit der Veröffentlichung des ersten Reports des In-
tergovernmental Panels on Climate Change (IPCC) im Jahr 1990.  
Aus diesem Grund argumentieren einige Exponenten der Klimaethik, dass gegenüber den Mit-
gliedern von Industriestaaten erst ab 1990 die volle Verantwortung für vergangene Emissionen 
eingeklagt werden könne (Tremmel 2012; Caney 2005a). Sind Staaten als kollektive Akteure 
wie Personen zu betrachten, dann scheint es aus demselben Grund unangemessen, ihnen die 
Verantwortung für die gesamten Emissionen zuzusprechen, die sie seit Beginn der industriellen 
Revolution ausgestossen haben. Denn so lange keine allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Kenntnis über die anthropogene Verursachung des Klimawandels vorhanden war, kann im Rah-
men der ersten Perspektive kollektiver Verantwortung nicht davon gesprochen werden, dass 
Staaten als kollektive Akteure wissentlich ihre entsprechende Verantwortung versäumt hätten. 
Es war vor 1990 für Staaten und ihre Bürgerinnen und Bürger gar nicht möglich, basierend auf 
ausreichend gesichertem Wissen politische Entscheidungen zugunsten des Klimaschutzes zu 
fällen. 
Diese Argumentation erfährt Unterstützung durch eine weitere Schwierigkeit, mit der Zuschrei-
bung von Verantwortung für vergangene Emissionen. Wie erläutert, kann ein Akteur nur dann 
für einen Zustand verantwortlich gemacht werden, wenn er auch die Möglichkeit hatte, diesen 
zu verhindern. Im Lichte der ersten Perspektive staatlich-kollektiver Verantwortung bedeutet 
dies, dass Bürgerinnen und Bürger angemessen in die Entscheidungsstrukturen eingebunden 
sein sollten, die entsprechende Zustände begünstigen. Auch deshalb kann gemäss der ersten 
Perspektive kollektiver Verantwortung Staaten nicht die Verantwortung für ihre vollständigen 
Emissionen seit der Industrialisierung zugeschrieben werden. Denn dafür müssten die heute 
lebenden Mitglieder eines Staats an den politischen Entscheidungen beteiligt gewesen sein, die 
das emissionsintensive Verhalten in der Vergangenheit ermöglichten.  
Dies gilt aber höchstens für eine gewisse Zeitspanne in die Vergangenheit, nicht aber für den 
gesamten historischen Zeitraum seit Beginn der Industrialisierung. Im Licht der ersten Perspek-
tive staatlich-kollektiver Verantwortung muss deshalb die Verantwortlichkeit für vergangene 
Emissionen stark eingeschränkt werden. Staaten kann nur soweit die Verantwortung für ver-
gangene Emissionen zugeschrieben werden, wie ihre Bürgerinnen und Bürger an den entspre-
chenden politischen Entscheidungen beteiligt sein konnten. Deshalb dürfen gemäss der ersten 
Perspektive Staaten nur für Vorteile vergangener Emissionen zusätzlich belastet werden, für 
deren Entstehen ihre heute lebenden Bürgerinnen und Bürger eine angemessene Möglichkeit 
hatten, die gesetzlichen Rahmenbedingungen mitzubestimmen. 
ii.) Blickt man allerdings aus der Perspektive des zweiten Verständnisses von Staaten als kol-
lektiv-verantwortungsfähigen Akteuren auf historische Emissionen, dann ändert sich das Bild. 
Gemäss dieser Perspektive sind Staaten soweit in die Vergangenheit für ihre Emissionen ver-
antwortlich, soweit ihnen diese Verantwortung durch die internationale Gemeinschaft zuge-
schrieben wird. Diese Verantwortungszuschreibung muss aber von den Bürgerinnen und Bür-
gern eines Staats geteilt werden, denn auch deren Identifikation mit der staatlichen Verantwor-
tung ist relevant dafür, dass dieser als verantwortungsfähiger, kollektiver Akteur gelten kann. 
Die gemäss dieser Perspektive kollektiver Verantwortung zumutbare Verantwortung für histo-
rische Emissionen endet deshalb da, wo die Identifikation von Bürgerinnen und Bürgern mit 
dieser Verantwortungsübernahme nicht mehr ausreichend ist. Es scheint mir plausibel anzu-
nehmen, dass zu schwere Klimaschutzlasten aufgrund historischer Verantwortung auch im 
Rahmen der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung die Identifikation von Bürgerinnen 
und Bürgern mit der staatlichen Verantwortungsübernahme an irgendeinem Punkt unterminie-
ren. 
Dabei sind allerdings gemäss der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung die Hürden 
für Bürgerinnen und Bürger sehr hoch, ihre Bereitschaft zur Übernahme staatlich-historischer 
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Verantwortung aufzukünden (Cheneval 2011; D. Miller 2007). Denn erstens bedeutet die Iden-
tifikation mit einem Staat und dessen Handeln mehr als nur von dessen Früchten profitieren zu 
dürfen. Wer bereit ist diese Vorteile von staatlichen Errungenschaften anzunehmen, muss auch 
bereit sein, die aufgrund von Fehlverhalten oder anderweitiger historischer Schuld entstehenden 
Lasten mitzutragen. Bürgerinnen und Bürger müssen deshalb gemäss der zweiten Perspektive 
kollektiver Verantwortung durch ihr politisches Agieren sehr klar zeigen, dass sie mit dem ver-
gangenen oder dem aktuellen staatlichen Handeln nicht einverstanden sind, um sich aus der 
Mitverantwortung für staatlich-kollektives Handeln nehmen zu können.  
Gleichzeitig bedeutet die Identifikation mit einem Staat als verantwortungsfähigem Akteur 
nicht nur eine Identifikation mit seinen Institutionen und seiner Organisationsstruktur. Darüber 
hinaus geht damit auch eine Identifikation mit dessen kulturellen, wirtschaftlichen und techno-
logischen Errungenschaften einher. Diese Errungenschaften entstanden und existierten in vie-
len Fällen bereits vor der Schaffung eines Staates (Jubb 2014). Deshalb endet gemäss der zwei-
ten Perspektive kollektiver Verantwortung z.B. die historische Verantwortung Deutschlands 
nicht mit der Wiedervereinigung sondern reicht weiter in die Vergangenheit. Deutsche Bürge-
rinnen und Bürger identifizieren sich nicht nur mit dem Deutschland nach der Wiedervereini-
gung sondern mit der Deutschen Kultur und ihren Errungenschaften bis weit in die Vergangen-
heit.  
Aus diesen Gründen kann man die entwickelten Industrienationen aus Sicht der zweiten Per-
spektive kollektiver Verantwortung im Prinzip für ihre gesamten Emissionen seit der Industri-
alisierung verantwortlich machen. Gemäss der ersten Perspektive ist dies demgegenüber nur 
soweit möglich, als dass ausreichendes Wissen über die anthropogene Verursachung des Kli-
mawandels vorhanden war und heute lebende Bürgerinnen und Bürger angemessenen Einfluss 
auf die politischen Entscheide hatten, die emissionsintensives Verhalten fördern. Wie im letzten 
Abschnitt allerdings argumentiert, kann man aufgrund seiner Entstehungsgeschichte wohl 
kaum einen Staat einzig aufgrund einer der beiden Perspektiven als kollektiv-verantwortungs-
fähigen Akteur verstehen. Vielmehr konstituieren die beiden Perspektiven kollektiver Verant-
wortung je nach Staat zu einem anderen Grad dessen Selbstverständnis als kollektiv-verantwor-
tungsfähigem Akteur.  
Entsprechend ändert sich je nach in einem Staat historisch gewachsenen Selbstverständnis auch 
die zumutbare historische Verantwortung für den Klimaschutz. Darum ergibt sich im Lichte 
der Betrachtung von Staaten als kollektiven Akteuren ein detailliertes Bild, welche historische 
Verantwortung für den Klimaschutz welchen Staaten zugemutet werden kann. Die einem Staat 
jeweils zumutbare historische Verantwortung für den Klimaschutz ist durch das Gewicht be-
stimmt, das die beiden Perspektiven staatlich-kollektiver Verantwortung für dessen Verantwor-
tungsfähigkeit spielen. 
 
4. Staatliche Verantwortung für die Zukunft 
Bisher habe ich argumentiert, dass die historische Verantwortung von einzelnen Staaten für den 
Klimaschutz danach differenziert werden muss, welches Selbstverständnis in ihnen vorherrscht, 
dass sie als kollektive Akteure gelten. Darüber hinaus kann Staaten nur diejenige historische 
Verantwortung für den Klimaschutz zugemutet werden, die ihre Bürgerinnen und Bürger im 
Rahmen des vorherrschenden Selbstverständnisses staatlich-kollektiver Verantwortung bereit 
sind zu unterstützen. Eine ähnliche These vertrete ich in diesem Abschnitt bezüglich der ein-
zelstaatlichen Zukunftsverantwortung. Für die Übernahme von Zukunftsverantwortung erhält 
die Unterstützung durch die Bürgerinnen und Bürger eines Staates allerdings höheres Gewicht 
als dies bei der historischen Verantwortung für den Klimaschutz der Fall ist. 
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Mit Blick auf die Verantwortung, die Staaten gegenüber der Zukunft zu tragen haben, erscheint 
die Rede von Zumutbarkeit auf einen ersten Blick allerdings verfehlt. Vielmehr scheint die 
Zukunftsverantwortung von Staaten zu definieren, was von ihnen als kollektiv-verantwortungs-
fähigen Akteuren erwartet wird. Gleichwohl macht auch in diesem Kontext die Rede von Zu-
mutbarkeit Sinn. Denn damit ein Staat seine Handlungsfähigkeit nicht zu verlieren droht, kann 
ihm gegenüber gemäss der bisherigen Argumentation nicht mehr verlangt werden als das, wofür 
ihn seine Bürgerinnen und Bürger gegenüber der Zukunft als verantwortlich sehen. Wie im 
letzten Abschnitt führt dies zur Schlussfolgerung, dass von Staaten gemäss der ersten Perspek-
tive kollektiver Verantwortung weniger Klimaschutz verlangt werden kann als gemäss der 
zweiten Perspektive. Diese Schlussfolgerung fällt allerdings weniger klar aus als bezüglich der 
historischen Verantwortung für die Verursachung des Klimawandels. 
i.) Mit Blick auf die erste Perspektive staatlich-kollektiver Verantwortung stellt sich die Frage, 
inwiefern die Organisationsstrukturen eines Staats die Übernahme von Zukunftsverantwortung 
überhaupt ermöglichen. Diese Organisationsstrukturen müssen erlauben, entsprechende Inten-
tionen auszubilden, Wissen zu generieren sowie Entscheidungen zu fällen und umzusetzen. 
Dabei kann aber von einem Staat, der als Akteur wie eine Person Verantwortung übernimmt, 
nicht mehr Zukunftsverantwortung erwartet werden, als seine Bürgerinnen und Bürger bereit 
sind, ihm zu übertragen. Denn gemäss der ersten Perspektive staatlich-kollektiver Verantwor-
tung ist die Verantwortungsfähigkeit eines kollektiven Akteurs wesentlich durch die angemes-
sene Beteiligung seiner Mitglieder an Entscheidungsprozessen bestimmt. Ohne eine im Rah-
men der staatlichen Institutionen gegebene Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger zur Über-
nahme einer gewissen Zukunftsverantwortung, ist deshalb gemäss der ersten Perspektive kol-
lektiver Verantwortung eine entsprechende Verantwortungsübernahme durch einen Staat gar 
nicht möglich.  
Gemäss der ersten Perspektive kollektiver Verantwortung legen also im Wesentlichen die Bür-
gerinnen und Bürger fest, welche Verantwortung ein Staat gegenüber der Zukunft übernimmt. 
Ob im Rahmen dieser Perspektive kollektiver Verantwortung ein Staat angemessene Zukunfts-
verantwortung übernimmt, hängt aus diesem Grund wesentlich von der Haltung seiner heute 
lebenden Bürgerinnen und Bürger gegenüber der Zukunft ab. Dass Bürgerinnen und Bürger 
bereit sind, langfristige Politikmassnahmen zu tragen, zeigen die Beispiele der Verteidigungs-
politik oder Investitionen in die Kernenergie. In beiden Fällen haben stärker partizipatorisch 
organisierte Staaten wie Demokratien im Rahmen langfristiger Planungsentscheidungen Inves-
titionen getätigt, die zeigen, dass im Rahmen der ersten Perspektive kollektiver Verantwortung 
sehr wohl Zukunftsverantwortung möglich ist (Birnbacher 1995). Für das Übernehmen ange-
messener Zukunftsverantwortung besteht aber keine Garantie. 
Diese Zurückhaltung kann mit skeptischen Einwänden bezüglich der Fähigkeit von Demokra-
tien gestützt werden, in ihren Entscheiden trotz angemessener Beteiligung ihrer Bürgerinnen 
und Bürger ausreichend zukunftsgerichtet zu sein (Thompson 2010; MacKenzie 2016): Erstens, 
Menschen neigen dazu, kurzfristige Vorteile gegenüber langfristigen zu bevorzugen. Es ist da-
her wahrscheinlich, dass sie unmittelbar überprüfbare Ergebnisse langfristigeren Politikzielen 
vorziehen. Zweitens, mit Blick auf die erste Perspektive kollektiver Verantwortung sollten po-
litische Entscheidungen die Urteile der Bürgerinnen und Bürger in angemessener Weise wider-
spiegeln, wie sich Gesetze auf ihre Interessen auswirken. Neigen Menschen deshalb tatsächlich 
zu kurzfristigen Interessen, dann besteht die Gefahr, der unzureichenden Übernahme von Zu-
kunftsverantwortung. Drittens, angemessene Entscheide bezüglich der Zukunft, insbesondere 
wenn der Klimawandel betroffen ist, setzen das Verständnis komplexer wissenschaftlicher Zu-
sammenhänge voraus. Zu deren Verständnis können sich die wenigsten Bürgerinnen und Bür-
ger ausreichende Kenntnisse aneignen. Bürgerinnen und Bürger neigen deshalb dazu, sich eher 
gegen Politikmassnahmen auszusprechen, die nur vor dem Hintergrund des Verständnisses 
komplexer wissenschaftlicher Zusammenhänge rechtfertigbar sind. 
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ii.) Gemäss der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung wird Staaten als kollektiven 
Akteuren die Verantwortung für die Zukunft zugeschrieben. Dies geschieht im Rahmen der 
UNFCCC durch die Unterzeichnung entsprechender Abkommen. Doch ob diese Abkommen 
für einen Staat tragbar sind, hängt gemäss der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung 
wesentlich davon ab, mit welcher Zukunftsverantwortung Bürgerinnen und Bürger ihren Staat 
identifizieren. Dabei scheint mir in diesem Rahmen die folgende Annahme plausibel zu sein: 
Bürgerinnen und Bürger werden ihrem Staat zumindest die Verantwortung für den Erhalt des-
jenigen zuschreiben, weshalb sie ihn als kollektiv-verantwortungsfähigen Akteur verstehen. Al-
ler Wahrscheinlichkeit nach werden Bürgerinnen und Bürger von ihrem Staat erwarten, dass er 
auch in Zukunft handlungsfähig bleibt. Gemäss der Argumentation im letzten Abschnitt bedeu-
tet die Identifikation mit einem Staat als verantwortungsfähigem Akteur allerdings nicht nur 
ein Wertschätzen seiner Organisationsstruktur. Vielmehr geht damit auch eine Wertschätzung 
seiner kulturellen, technologischen und wirtschaftlichen Errungenschaften einher. All dies zu 
erhalten, so die Annahme, würden Bürgerinnen und Bürgern mit der Zukunftsverantwortung 
ihres Staates identifizieren.  
Aus Sicht der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung würden die Bürgerinnen und Bür-
ger ihren Staat in der Verantwortung sehen, z. B. Kulturgüter zu erhalten, die Stromversorgung 
zu sichern oder wirtschaftliche Einbussen möglichst zu verringern. Diese Argumentation mag 
zwar darauf hinzudeuten, dass man Staaten gemäss der zweiten Perspektive kollektiver Verant-
wortung eine grössere Zukunftsverantwortung für den Klimaschutz zumuten kann. Denn in al-
len Staaten ist der Erhalt zumindest einiger kultureller, technologischer und wirtschaftlicher 
Errungenschaften durch die Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels gefährdet. Den-
noch sind Zweifel angebracht, ob dies in allen Staaten zwangsläufig eine grössere Bereitschaft 
zum Klimaschutz bedeutet. Denn der Erhalt von in einem Staat durch den Klimawandel gefähr-
deten kulturellen, technologischen und wirtschaftlichen Errungenschaften muss nicht notwen-
digerweise mit Klimaschutz in Verbindung gesehen werden. Vielmehr besteht sogar eine grosse 
Wahrscheinlichkeit, dass Klimaschutz als Gefahr für den Erhalt der staatlichen Errungenschaf-
ten verstanden wird. So argumentierte z.B. G.W. Bush seinerzeit im Wahlkampf um die US-
Präsidentschaft, er sei nicht bereit, die Errungenschaften des American-Way-of-Life zugunsten 
des Kyoto-Protokolls zu opfern (Singer 2002). Bush sah also die Errungenschaften der USA 
durch die im Kyoto-Protokoll geforderten Klimaschutzmassnahmen gefährdet und schien da-
von auszugehen, dass dies die Bürgerinnen und Bürger der USA ebenso sehen und die USA 
mit keiner entsprechenden Zukunftsverantwortung identifizieren. 
Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass auch mit Blick auf die Zukunftsverantwortung die 
einzelstaatliche Verantwortung für den Klimaschutz differenziert werden muss. Gemäss der 
ersten Perspektive kollektiver Verantwortung können Staaten nur diejenigen Klimaschutzlasten 
zugemutet werden, die ihre Bürgerinnen und Bürger in dessen Zukunftsverantwortung übertra-
gen. Im Rahmen der zweiten Perspektive scheint demgegenüber die Annahme plausibel, dass 
Staaten insoweit Zukunftsverantwortung für den Klimaschutz zugemutet werden kann, soweit 
dies für den Erhalt der eigenen Verantwortungsfähigkeit und damit der eigenen Errungenschaf-
ten notwendig erscheint. Sofern deshalb gemäss der zweiten Perspektive kollektiver Verant-
wortung die Bürgerinnen und Bürger bereit sind, den Erhalt der Errungenschaften ihres Staates 
mit Klimaschutz in Verbindung zu bringen, wird in solchen Staaten eine höhere Bereitschaft 
für den Klimaschutz vorhanden sein. Entsprechend kann solchen Staaten auch eine grössere 
Zukunftsverantwortung zugeschrieben werden.  
Je nachdem zu welchem Grad also die beiden Perspektiven kollektiver Verantwortung Staaten 
zu kollektiven Akteuren machen, kann die zumutbare staatliche Zukunftsverantwortung eben-
falls differenziert werden. Für diese Differenzierung hat allerdings die Unterstützung der staat-
lichen Verantwortungsübernahme durch die Bürgerinnen und Bürger gewichtigere Bedeutung, 
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als dies mit Blick auf die historische Verantwortung für den Klimaschutz der Fall ist. Die zu-
mutbare Zukunftsverantwortung für den Klimaschutz hängt deshalb wesentlich von der Hal-
tung der Bürgerinnen und Bürger einzelner Staaten gegenüber der Zukunft ab. 
 
5. Ein Prinzip zur Bemessung der global-synchronen Verantwortung 
Die bisherigen Überlegungen zeigen, dass die zumutbare staatlich-kollektive Verantwortung 
im Hinblick auf die Vergangenheit und mit Blick auf die Zukunft differenziert werden muss. 
Dabei legt die Diskussion nahe, dass Staaten, die wie Personen eher aufgrund der ersten Per-
spektive kollektiver Verantwortung als kollektive Akteure gelten, weniger Verantwortung für 
den Klimaschutz zugemutet werden kann. Solchen Staaten kann weniger Verantwortung für 
den Klimaschutz zugemutet werden, weil ihre Verantwortungsfähigkeit wesentlich dadurch be-
stimmt ist, dass heute lebende Bürgerinnen und Bürger mitbestimmen können sollten, welche 
Verantwortung ihr Staat übernehmen muss. Demgegenüber zeigt die bisherige Argumentation, 
dass Staaten, die eher aufgrund der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung als kollek-
tive Akteure gelten, mehr Verantwortung für den Klimaschutz zugemutet werden kann. Denn 
die Identifikation mit einem Nationalstaat als verantwortungsfähigem Akteur setzt neben dem 
Wertschätzen seiner Errungenschaften auch voraus, die negativen Nebeneffekte dieser Errun-
genschaften mittragen zu müssen. 
Diese Aussagen haben allerdings nur graduelle Gültigkeit. Gemäss meiner sozialontologischen 
These gilt ein Staat aufgrund seiner historischen Entwicklung kaum ausschliesslich aus Sicht 
einer der beiden Perspektiven kollektiver Verantwortung als verantwortungsfähiger Akteur. 
Vor diesem Hintergrund ergibt sich folgendes Prinzip zur Differenzierung der zumutbaren Ver-
antwortlichkeiten für den Klimaschutz, soll die Verantwortungsfähigkeit von Staaten zugunsten 
eines zeitnahen und effektiven Klimaschutzes erhalten bleiben:  
Die einem Staat zumutbare Verantwortung für den Klimaschutz hängt von zwei graduel-
len Faktoren ab: i.) Sie wird umso geringer umso bedeutender im Sinne der ersten Per-
spektive kollektiver Verantwortung die angemessene Beteiligung seiner Bürgerinnen und 
Bürger für seine kollektive Verantwortungsfähigkeit ist. b) Sie wird umso grösser je ge-
wichtiger im Sinne der zweiten Perspektive kollektiver Verantwortung die Identifikation 
seiner Bürgerinnen und Bürgern mit seinen Errungenschaften für seine Verantwortungs-
fähigkeit ist. 
Da diese beiden Faktoren aufgrund der unterschiedlichen historischen Entwicklung in verschie-
dener Staaten verschiedenes Gewicht haben, wird mit diesem Prinzip auch die zumutbare Ver-
antwortlichkeit für den Klimaschutz differenzierbar. Die mit dieser Differenzierung mögliche 
Verteilung der zumutbaren Verantwortlichkeiten für den Klimaschutz erscheint aber aufgrund 
des faktischen Beitrags der Industrienationen zum Klimawandel sowie deren technologischer 
und wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit zunächst kontraintuitiv. Denn das Prinzip scheint für 
die Industrienationen die Übernahme eines geringeren Beitrags zum Klimaschutz zu rechtferti-
gen als dies gemäss dem üblichen Verständnis des Prinzips der gemeinsamen aber unterschied-
lichen Verantwortlichkeiten der Fall sein sollte. Dies ist der Fall aus zwei Gründen. 
Auf der einen Seite haben die entwickelten Industrienationen nachweislich am meisten zur Ver-
ursachung des Klimawandels beigetragen. Da diese Nationen mehrheitlich demokratisch orga-
nisiert sind und in ihnen aller Wahrscheinlichkeit nach eher ein Selbstverständnis kollektiver 
Verantwortung im Sinne der ersten Perspektive ausgebildet worden ist, kann ihnen gemäss dem 
abgeleiteten Prinzip weniger Verantwortung für den Klimaschutz zugemutet werden. Eine hö-
here Klimaschutzbelastung ist demgegenüber Entwicklungs- und Schwellenländern zumutbar, 
weil diese tendenziell eher weniger partizipatorisch organisiert sind und deshalb eher aufgrund 
von Verantwortungszuschreibung im Sinne der zweiten Perspektive als verantwortungsfähig 
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gesehen werden können. Dies ist eine Konsequenz, die man gerne vermeiden würde, weil es 
unfair erscheint, die Hauptverursacher des Klimawandels als weniger belastbar für den Klima-
schutz auszuzeichnen. Diese Konsequenz des abgeleiteten Prinzips ist auf der anderen Seite 
auch deshalb kontraintuitiv, weil es die entwickelten Industrienationen sind, die über die tech-
nologischen und wirtschaftlichen Ressourcen verfügen, um erwartete Klimaschäden und -risi-
ken zeitnah und effizient zu minimieren. Entwicklungs- und Schwellenländer sind demgegen-
über viel eher auf Unterstützung angewiesen. Dies v.a. auch deshalb, weil kurz- und mittelfris-
tig die Entwicklungs- und Schwellenländer den grössten Klimaschäden und -risiken gegenüber-
stehen (IPCC 2014). Betrachtet man diese beiden kontraintuitiven Konsequenzen allerdings 
etwas genauer, erlauben sie zuhanden der internationalen Klimapolitik drei weniger kontrain-
tuitive Empfehlungen zugunsten eines zeitnahen und effektiven Klimaschutzes.  
Erstens, auch wenn gemäss dem abgeleiteten Prinzip den Industrienationen tendenziell weniger 
weitreichende historische Verantwortung für den Klimaschutz zugemutet werden kann, bedeu-
tet dies nicht, dass sie von einer höheren historischen Verantwortung vollständig entlastet sind. 
Für ihre im Vergleich zu weniger partizipatorisch organisierten Entwicklungsländern immer 
noch sehr hohen Emissionen seit 1990 kann ihnen sehr wohl eine grössere Verantwortung zu-
gemutet werden (United Nations Statistics Division 2015). Verrechnet man die Emissionen ent-
wickelter Industrienationen seit 1990 zudem mit den Emissionen von Schwellenländern wie 
Brasilien, China oder Indien seit der Industrialisierung, dann wird die Differenz staatlich-his-
torischer Verantwortung eher kleiner. Dies bedeutet, dass sich die zumutbaren historischen Ver-
antwortlichkeiten für den Klimaschutz einiger Schwellenländer und der meisten entwickelten 
Industrienationen viel früher angleichen werden bzw. im Fall von China bereits angeglichen 
haben. Mit Blick auf einige Schwellenländer fällt deshalb die Differenzierung der zumutbaren 
Verantwortlichkeiten für den Klimaschutz aufgrund historischer Emissionen weniger stark ins 
Gewicht, als in der internationalen Klimapolitik häufig angenommen wird. Aufgrund der ihnen 
zumutbaren historischen Verantwortung werden deshalb die Klimaschutzlasten einiger Schwel-
lenländer in näherer Zukunft ähnlich ausfallen müssen wie für viele Industrienationen. Entspre-
chend sollte in der internationalen Klimapolitik die Auseinandersetzung um die historische Ver-
antwortung für den Klimaschutz ein viel geringeres Gewicht erhalten. 
Zweitens, zusätzlich zu diesen empirischen Fakten erhöht sich die historische Verantwortung 
von Industrienationen dadurch, dass Staaten kaum einzig aufgrund der angemessenen Beteili-
gung ihrer Bürgerinnen und Bürger zu kollektiven Akteuren werden. Industrienationen müssen 
deshalb bereit sein, zu dem Grad höhere Klimaschutzlasten auf sich zu nehmen, zu dem die 
Identifikation mit ihren ökonomischen, technologischen und kulturellen Errungenschaften für 
ihre Verantwortungsfähigkeit relevant ist. Je stärkeres Gewicht also die zweite Perspektive kol-
lektiver Verantwortung für die Verantwortungsfähigkeit einzelner Industrienationen hat, je hö-
her fallen die ihnen zumutbaren Klimaschutzlasten mit Blick auf vergangene Emissionen und 
mit grosser Wahrscheinlichkeit auch für den Erhalt der eigenen Errungenschaften für die Zu-
kunft aus. Dies bedeutet, dass die zumutbare Verantwortung auch für Industrienationen gewich-
tiger ausfallen wird, als das abgeleitete Prinzip auf den ersten Blick vorzuschlagen scheint. Für 
die internationale Klimapolitik ist dabei relevant, dass die einzelnen Staaten – seien es Indust-
rienationen oder Entwicklungs- und Schwellenländer – ausweisen müssen, bis zu welchem 
Grad ihre Verantwortungsfähigkeit durch die Identifikation ihrer Bürgerinnen und Bürger mit 
ihren Errungenschaften bestimmt ist und welches Gewicht die angemessene Beteiligung ihrer 
Bürgerinnen und Bürger an politischen Entscheidungen dafür hat. Denn dies erlaubt festzule-
gen, wann einzelne Staaten aufgrund zu hoher Klimaschutzlasten ihre Verantwortungsfähigkeit 
zu verlieren drohen.  
Diese ersten beiden Empfehlungen haben besonderes Gewicht mit Blick auf eine dritte Emp-
fehlung, die sich aus der bisherigen Diskussion ergibt. Der Erhalt der kollektiven Verantwor-
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tungsfähigkeit aller an der UNFCCC beteiligten Staaten sollte ein zentrales Ziel der internatio-
nalen Klimapolitik sein. Denn wie oben dargelegt, setzt ein zeitnaher und effektiver Klima-
schutz voraus, dass die Parteien der UNFCCC als einzelstaatliche, kollektive Akteure fähig 
sind, Verantwortung für den Klimaschutz zu übernehmen. Deshalb definiert die Differenzie-
rung der Verantwortung für den Klimaschutz nach dem abgeleiteten Prinzip nicht nur welche 
Belastungen einzelnen Staaten zugemutet werden kann. Die Tatsache, dass zeitnaher und ef-
fektiver Klimaschutz im Rahmen der bestehenden globalen Governance-Struktur realisiert wer-
den muss, setzt auch eine wechselseitige Verantwortung aller Parteien der UNFCCC voraus, 
die Verantwortungsfähigkeit aller Staaten für die Zukunft zu erhalten. Andernfalls besteht eine 
sehr wahrscheinliche Gefahr, dass zeitnaher und effektiver Klimaschutz verunmöglicht wird. 
Für den Erhalt der Verantwortungsfähigkeit aller Parteien der UNFCCC sollte die internatio-
nale Klimapolitik deshalb nicht nur die Zumutbarkeit von Klimaschutzbelastungen für einzelne 
Staaten im Auge behalten. Genauso zentral, wenn nicht sogar wichtiger ist die Sicherung des 
Funktionierens der aktuell bestehenden globalen Governance-Struktur mit verantwortungsfähi-
gen Einzelstaaten, die die zentralen kollektiven Akteure für einen zeitnahen und effektiven Kli-
maschutz darstellen. 
Aus diesem Grund erhalten die gemeinsamen aber differenzierten Verantwortlichkeiten aller 
Parteien der UNFCCC mit Blick auf die Zukunft besonderes Gewicht. Für zeitnahen und effek-
tiven Klimaschutz ist in erster Linie relevant, dass alle Staaten verantwortungsfähig bleiben und 
als kollektive Akteure ihren Teil zum Klimaschutz beitragen können. Deshalb muss bekannt 
sein, unter welchen Bedingungen sie als verantwortungsfähige, kollektive Akteure gelten. Auf-
grund ihrer höheren Emissionen seit 1990 kommt Industrienationen zudem tendenziell die 
grösste Verantwortung nicht nur für den Klimaschutz sondern auch für die Sicherung der Ver-
antwortungsfähigkeit unterstützungsbedürftiger Staaten zu. Dabei scheint mir wichtig anzumer-
ken, dass die einzelnen Staaten zumutbaren Verantwortlichkeiten nicht einzig durch Überle-
gungen zu deren Verantwortungsfähigkeit bestimmt sind, sondern zusätzlich durch deren öko-
nomische und technologische Leistungsfähigkeit (Birnbacher 2015). Diese beiden zusätzlichen 
Kriterien zur Differenzierung der zumutbaren Verantwortlichkeit für den Klimaschutz werden 
insbesondere dann relevant, wenn es darum geht, Anpassungsmassnahmen zugunsten des Er-
halts der Verantwortungsfähigkeit von Staaten bereitzustellen, die durch den Klimawandel und 
seine Folgen in ihrer Verantwortungsfähigkeit besonders stark gefährdet sind (Wallimann-Hel-
mer 2016; Huggel et al. 2016). 
 
6. Fazit 
Das aus der Diskussion der beiden Perspektiven kollektiver Verantwortung abgeleitete Prinzip 
der zumutbaren einzelstaatlich-kollektiven Verantwortung für den Klimaschutz führt zwar auf 
einen ersten Blick zu kontraintuitiven Konsequenzen. Gegeben aber die empirischen Fakten, 
die graduelle Abhängigkeit der Verantwortungsfähigkeit einzelner Staaten von beiden Perspek-
tiven kollektiver Verantwortung und die Tatsache, dass die globale Governance-Struktur für 
zeitnahen und effektiven Klimaschutz notwendig ist, werden diese Konsequenzen relativiert 
und führen zu drei Empfehlungen an die internationale Klimapolitik. Gleichzeitig zeigt das ab-
geleitete Prinzip, weshalb zumindest einige Industrienationen nicht ausreichend kooperations-
bereit sind. Da bei den meisten Industrienationen politische Partizipation für deren Verantwor-
tungsfähigkeit hohes Gewicht hat, ist es schwierig, von ihnen Klimaschutzverantwortung ein-
zufordern, die zu weit in die Vergangenheit reicht und gleichzeitig bezüglich der Zukunft mehr 
fordert, als ihre Bürgerinnen und Bürger bereit sind, in die Verantwortung ihres Staats zu über-
tragen.  
15 
Darüber hinaus erlaubt das abgeleitete Prinzip zu zeigen, dass Industrienationen in Widersprü-
che geraten, wenn sie weniger Klimaschutzbelastung zugunsten des Erhalts der eigenen kultu-
rellen, wirtschaftlichen und technologischen Errungenschaften einfordern. Denn der Rückbe-
zug auf diese Forderung bedeutet ein Zugeständnis, dass die eigene Verantwortungsfähigkeit 
nicht nur durch die erste Perspektive kollektiver Verantwortung bestimmt ist, sondern zu einem 
Teil auch durch die zweite Perspektive. Doch schlussendlich sollte aus der vorhergehenden 
Diskussion v.a. eines klar geworden sein. Der Erhalt der Verantwortungsfähigkeit aller Mit-
gliedstaaten der UNFCCC sollte in der internationalen Klimapolitik ausreichendes (mehr) Ge-
wicht erhalten, weil sonst zeitnaher und effektiver Klimaschutz als deren gemeinsame, aber zu 
differenzierende Verantwortlichkeit kaum gesichert werden kann.  
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